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Bericht und Antrag 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung vorgelegten Programm zur Stärkung 
von Bau- und anderen Investitionen 
— Drucksache 7/4013 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. von Bülow 


Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage der Bun- 
desregierung betreffend Programm zur Stärkung 
von Bau- und anderen Investitionen — Drucksache 
7/4013 — in seiner 185. Sitzung am 18. September 
1975 dem Haushaltsausschuß federführend und dem 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau, dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
und dem Anssrhuß für Wirtschaft mitberatend über- 
wiesen. Alle Ausschüsse haben sich am gleichen 
Tage mit der Vorlage befaßt. Der Haushaltsausschuß 
konnte die Stellungnahmen der mitberatenden Aus- 
schüsse noch in seine Beschlußfassung mit einbezie- 
hen, beschränkte sich aber angesichts der nur ge- 
ringen Einwirkungsmöglichkeit auf die Deutlich- 
machung einiger grundsätzlicher Erwägungen: 

1. Das Verfahren zur Behandlung von Konjunktur- 
vorlagen sollte angesichts der Größenordnung 
der inzwischen vorgelegten Konjunkturpro- 
gramme für künftige Fälle mit dem Ziel über- 
prüft werden, eine größere Einwirkungsmöglich- 
keit des Parlaments zu erreichen, ohne von der 
4-Wochenfrist abzugehen. 

2. Das Bewilligungsverfahren der Länder mit der 
Negativ-Entscheidungskompetenz des Bundes 
sollte nicht zu einer Bürokratisierung des Ent- 
scheidungsvorgangs führen, wenn jeder Einzel- 


fall von den Ländern dem Bund vorgelegt wer- 
den müsse. 

3. Die Zustimmung zu einzelnen Programmpunkten 
dürfe keine präjudizielle Wirkung für künftige 
Haushalte haben. Die einzelnen Posten müßten 
den vollen Kostenansatz für ein Projekt oder 
einen in sich abgeschlossenen Teilbereich enthal- 
ten und dürften keine Anfinanzierung darstellen. 

4. Nur bei Großprojekten müsse man davon aus- 
gehen, daß der Abschluß der Arbeiten bis Ende 
1976 nicht garantiert werden könne. Bei allen an- 
deren Projekten ist auf die Einhaltung dieser 
Frist zu achten. 

5. Das Sonderprogramm Wohnungsmodernisierung 
dürfe nicht zur Überwälzung auch der Kosten 
auf die Miete führen, die durch den Zuschuß 
finanziert worden seien mit der möglichen Folge 
einer Erhöhung des Wohngeldes. Wenn schon an 
der Verwaltungsvereinbarung mit den Ländern, 
die eine solche Abwälzung ausdrücklich zuließe, 
nichts geändert werden könne, müsse eine ge- 
setzliche Änderung des in Frage kommenden Ge- 
setzes für die Zukunft ins Auge gefaßt werden. 
Das Votum des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau weise in die gleiche 
Richtung. 
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6. Es müsse vermieden werden, daß das Konjunk- 
turprogramm des Bundes die Länder dazu verlei- 
tet, ihre eigenen Programme zurückzustellen und 
sich damit zu entlasten. 

7. über die Verwendung der für die Bundesanstalt 
für Arbeit vorgesehenen Mittel in Höhe von 
600 Millionen DM sollte die Bundesregierung 
einen Bericht bis zum 31. März 1976 vorlegen. 

Der Ausschuß stimmte in der Schlußabstimmung 
dem Programm einstimmig zu, nachdem auch die 
Vertreter der Opposition bei aller Skepsis gegen 
die erwarteten Erfolgschancen nochmals ausdrück- 
lich bekräftigten, das Programm unterstützen zu 
wollen. 


Bonn, den 18. September 1975 


Dr. von Bülow 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Programm der Bundesregierung zur Stärkung von Bau- und anderen 
Investitionen — Drucksache 7/4013 — unverändert zuzustimmen, 

2. die Bundesregierung aufzufordern, über die Verwendung der im Programm 
— Teil C, Ausgaben für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen — enthaltenen und 
der Bundesanstalt für Arbeit zur Verfügung stehenden 600 000 000 DM unter 
Berücksichtigung der regionalen Verteilung zum 31. März 1976 zu berichten. 


Bonn, den 18. September 1975 


Der Haushaltsausschuß 
Dr. von Bülow 

Stellv. Vorsitzender und Berichterstatter 
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